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REPUBLlK'ÖY;TERREICH 

BUNDESMINISTERIUM FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 
A-1012 Wien,Stubenring l:präsidialsekt.,Sekt. I,Sekt. II,Sekt. III,Buchhaltung, Te1.(0222)71100 DW 

A-1012 Wien,Stubenring 12:Revision, Sekt. IV, Sekt. V, Abt. 111 B 7, 111 B 11, Tel. (0222)51510 DW 

An das 

präsidium des 

Nationalrates 

Parlament 

Dr. Karl Renner-Ring 3 

1017 Wien 
Telefax BMLF.: 

1992 08 2-0 

6503 

Ihr Zeichen/Ihre Geschäftszahl 
Ihre Nachricht vom 

Unsere Geschäftszahl sachbearbeiter (in)/K1appe 

601/444/5-V/1/92 11.833/19-1 1/92 Dr. Dadatschek/6648 

Betreff: 

�fGH G-Novelle 1992 

In der Anlage übermittelt das Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

verfassungsgerichtshofgesetz geändert wird. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

{)[{/1/[1-;r .; tJ 

Für den Bundesminister: 

Dr. Hancvencl 

Bitte fÜhren Sie unsere Geschäftszahl in Ihrer Antwort an! 

Telefax Regeb.: 7137995 und 7139311 - Fernschreiber Regeb.: 111145 DVR: 0000183 - Bankverbindung: PSK 5060007 
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REPUBLIK OSTERREICH 

• BUNDESMINISTERIUM FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 
A-1012 Wien,stubenrinq l:Präsidialsekt.,Sekt. I,Sekt. II,Sekt. III,Buchhaltunq, Tel. (0222)71100 DW 
A-1012 Wien,stubenrinq 12:Revision, Sekt. IV, Sekt. V, Abt. III B 7, III B 11, Tel. (0222)51510 DW 

An das 

BKA-VD 

Ballhausplatz 2 

1040 Wien 

Ihr Zeichen/Ihre Geschäftszahl 
Ihre Nachricht vom 

601. 444/5-V/1/92 

Betreff: 

VfGH G-Novelle 1992 

Vom BKA-VD zum 

1992 08 20 
Wien, am 

Telefax BMLF.: 6503 

unsere Geschäftszahl Sachbearbeiter (in)/Klappe 

11.833/19-1 1/92 Dr. Dadatschek/6648 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Verfassungsgerichtshofgesetz geändert wird, 

um Stellungnahme ersucht, teilt das Bundesministerium für Land­

und Forstwirtschaft aus der Sicht seines Wirkungsbereiches mit: 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft erachtet 

sich nicht als unmittelbar ressortspezifisch berührt. 

Folgende Erwägungen seien jedoch zum Ausdruck gebracht: 

Mit der Einführung einer "dissenting opinion" wäre eine leich­

tere Verfolgbarkeit und Zuordbarkeit der einzelnen Richter zu 

bestimmten politischen Parteien bzw. zu bestimmten Werthaltun­

gen möglich; dies allerdings nur dann, wenn die Einführung ei­

ner dissenting opoinion zwingend vorgeschrieben wäre. 

Bitte führen Sie unsere Geschäftszahl in Ihrer Antwort anl 

Telefax Reqeb.: 7137995 und 7139311 - Fernschreiber Reqeb.: 111145 DVR: 0000183 - Bankverbindunq: PSK 5060007 
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Der vorliegende Entwurf sieht diesbezüglich aber keine 

verpflichtung, sondern nur die Möglichkeit auf Wunsch des 

abweichenden 

dokumentieren. 

Abhängigkeit 

gegeben. 

Richters vor, seine abweichende 

Damit erscheint die Befürchtung 

der bestellten VfGH-Richter fürs 

Meinung zu 

einer erhöhten 

erste nicht 

Diesen politischen Erwägungen steht gegenüber, daß vor allem 

von der Rechtslehre vehement die Einführung der dissenting opi­

nion gefordert wird und dies im wesentlichen mit der Erhöhung 

der rechtlichen Qualität der Entscheidungen durch die Möglich­

keit von Seperatvoten begründet wird. Man versprach sich 

weiters durch die offene Darlegung der Mehrheitsverhältnisse, 

daß die Judikatur insgesamt berechenbarer gemacht werden würde. 

Dazu ist zu bemerken, daß in einem demokratischen System, das 

ordnungsgemäß funktioniert, die offene Willensbildung der Ent­

scheidungsträger von fundamentaler Bedeutung ist. Auf diese 

Weise ist ein verantwortliches und auch kontrollierbares Han­

deln zu erreichen. 

Dabei wird aber vorausgesetzt, daß es keinerlei sachfremde Ein­

flußnahme auf das Höchstgericht gibt, die offene Willensbildung 

somit konsequenzlos ausgeübt werden könnte. 

25 Ausfertigungen dieser Stellunngnahme 

Präsidium des Nationalrates. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

./1 

J/(L��<--
j I " 

Für den Bundesminister: 

Dr. Hancvencl 

ergehen an das 
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